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Gewerkschaften der „aufgeklärten Marktwirtscha »>;

Die „ordnungspolitische Entscheidung“

Seit den Jahren des stürmischen Wiederaufbaus UNseTET Wirtschaft dem Banner
der „sozlalen Marktwirtschaft“ hat NSseTe Wiırtschaftspolitik sıch nıcht unwesentlich
gewandelt. WAar entsprach die Praxıs auch 1in jenen Jahren keineswegs 1in allen Stücken
der als allein seligmachend gepriesenen Ideologie, aber leitender Stelle hatte 1INall

doch das guLie Gewiıissen und gylaubte ehrlich nıcht LLUT dıe Richtigkeit der Lehre,
sondern auch die vollkommene Übereinstimmung der eigenen Praxıs mMI1t ihr
Damals galt als ausgemacht: nachdem die „ordnungspolitische“ Entscheidung für
wettbewerbliche Verkehrswirtschaft obrigkeitliche Zentralverwaltungswirtschaft
ein für allemal getroffen se1, habe die staatliche Wirtschaftspolitik LLUTL noch dafür
SOISCH, da{fß diese marktwirtschaftliche Ordnung ST  NS gewahrt und VO  e} dir1-
gistischen Trübungen welcher Art auch immer frei gehalten werde. Im Sınne dieser
ordnungspolitischen Entscheidung müfßten alle etwaıgen Maßnahmen der Wirtschafts-
politik StreNg „marktkonform“ se1IN, siıch jeglichen Eingriffs 1n das Marktgesche-
hen enthalten: „prozeßpolitische“ Maflßnahmen, 1: solche, die in den Ablauf des
Marktgeschehens eingreifen, seıi1en als systemw1drı1g allen Umständen abzulehnen.
Heute das schon einahe sagenhaft In der Tat hat TISGTE Wirtschaftspolitik
sıch diesen Fesseln schr geschickt und beinahe unmerklich entwunden. Dem Rückblick
stellt dieser Vorgang sich folgendermaßen dar

Eıiınen Datenkranz für das Marktgeschehen setrtzen hatte VO  o Anfang nıcht
NUur als zulässıg gegolten, sondern WAar VO  ' der Lehre geradezu gefordert, weil 1Ur

durch Setzen der erforderlichen Randbedingungen oder Daten der Wettbewerb daran
gehindert werden kann, siıch selbst und damıt etzten Endes die Marktwirtschaft auf-
zuheben. Nun aber wirken die gESETZLEN oder setzenden Daten nıcht NUur ordnungs-
politisch, sondern immer zugleıch auch prozeßpolitisch im Sinne einer Global- oder
Makro-Steuerung. ber die ıhm ursprünglıch zugedachte Funktion, die Marktwirt-
schaft bei Bestand erhalten und S1e Entartungen und Verfälschungen
schützen, übt der Datenkranz ohl oder übel immer zugleich auch richtung-
weisenden, tördernden oder hemmenden Einfluß auf den Ablauf des WIrt-

Dıe damalige Bundesregierung jeß sıch on Röpke ein eigenes, berühmt gewordenes Gutachten
CrSTtatten, das iıhr 125 in aller Form bescheinigte.
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schaftlichen Geschehens ımM Ganzen Aaus Insoweıt verhält sıch MIit dem
Datenkranz nıcht anders als MIt der Besteuerung. Sobald die steuerliche Bela-
ung 1ne ZEeWI1SsseE Ööhe übersteigt, übt das Steuersystem, ob INan 111 oder nıcht,
erheblichen Einflu(ß autf Gestalt und Rıchtung des Wırtschaftsablaufs AaUS; da 83808  ; das
Sar nıcht ermeıden kann, hat INa  } LLUr die Wahl,; entweder diese Wiırkungen hinzu-
nehmen und sıch mıiıt iıhnen abzufinden, W 1e S1e 1U  —$ einmal sınd, oder das Steuersystem
nıcht 1Ur 1mM Hınblick auf den angestrebten fiskalischen rtrag, sondern auch
der Rücksicht des Von iıhm auf die Wıiırtschaft ausgeübten Einflusses gestalten, Ja
noch darüber hinaus sıch seiner als Mittels DA Einflußnahme aut die Wartschaft
bedienen (SOg. „Ordnungsfinanz“). Ebenso wırd IMNa  ; bei dem Datenkranz, nachdem
11a  } iıhn ohnehin setzen mufß, darauf Bedacht nehmen, da{fß den Ablauf des WIrt-
schaftlichen Geschehens nıcht 1in unerwünschtem, sondern 1Ur 1n erwünschtem Sinn
beeinflußt. Von da Aaus 1St dann LIAE: noch eın kleiner Schritt, diesen Einfluß des
Datenkranzes auf die Wırtschaft VO  ; vornherein bezwecken und sıch seiner als
Instruments ZUur Global- oder Makro-Steuerung der Wırtschaft bedienen. Dieser
Schritt ann unmerklich und daher auch mehr oder mınder unbewußt erfolgen; trıtt

einmal geschehen plötzlich InNs Hellbewußtsein, dann entdeckt die Wıiırtschafts-
polıtik ihrer eigenen Verwunderung, daß S1e, ohne merken, der neoliberalen
Ideologie entlaufen 1St Miıt traumwandlerischer Sicherheit hat S1e die VOIN Neolibera-
lismus mMiıt 1e] Pathos betonte Grenzscheide zwiıschen Ordnungspolitik und Proze{ß-
politik überschritten, ohne diese Grenze überhaupt wahrzunehmen;: S1e liegt 1U  a eın
für allemal hinter ihr und fällt der Vergessenheit anheim. Dafür oılt VO  = Jetzt ıne
Neue Grenzscheide als unverletzlich: S1e verliuft zwiıschen „‚Makro“ und „Miıkro“
Global- oder Makro-Steuerung 1St Jetzt nıcht NUur erlaubt, sondern wıird oftiziell ZU

Programm erhoben und alsbald MIt allen heute verfügbaren Miıtteln praktiziert;
dagegen velten Mikro-Interventionen nach w 1e VOL als „dirigistisch“, werden aller-
diıngs WENN auch NUur mit schlechtem Gewiıissen und daher tunlıchst DNUur ınsgeheim,
1n schwer kontrollierbarem, aber doch ohl nıcht Sanz unbeachtlichem Umfang
yleichfalls praktiziert.

Von der „soz1ialen“ ZUr „aufgeklärten“ Marktwirtschaft

Nachdem Mafßnahmen ZUm Ausgleich oder ZUur Dämpfung der wırtschaftlichen Wech-
sellagen SOWI1e ZUr Behebung oder Verhütung struktureller Ungleichgewichte sıch als
unentbehrlich erwıesen hatten und die einmal vollzogene Überschreitung der VO  - der
neoliberalen Ideologie tabuisierten Grenze unwiıderruflich geworden WAafr, bedurfte
8köke noch einer glücklichen Wortprägung, der Oftentlichkeit dıe NeUuUe Art der
Wırtschaftspolitik mundgerecht machen. Das den Leuten geläufige Schlagwort AA O
z1ale Marktwirtschaft“ mußte durch ein ebenso eingängiges und überzeugendes EeErsetzt
werden, das die NEeUuUeE Politik nıcht als Bruch Mit der vorigen, sondern als geradlinigen
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Fortschritt über S1e hinaus vorstellte. Dafür eignet sıch die VO  ; arl Schiller gepragte
Bezeichnung „aufgeklärte Marktwirtschaft“ Zanz ausgezeıichnet. Geschickt ErSPart s1e
dem Staatsbürger (Wähler!) den Verdruß, verwerten mussen, bisher
geglaubt hatte: stattdessen kann sıch dem erhebenden Gefühl hingeben, VO  - der
bisherigen sımplen, „naıyen“ Marktwirtschaft Zur höheren Stute der „aufgeklärten
Marktwirtschaft“ emporgestiegen sein, und kann 1n S1e die Zuversicht setzen, sıe werde
sıch fähig erweısen, auch die heute 1m Vergleich den tünfziger Jahren unverkennbar
größer gewordenen Schwierigkeiten meılistern.

SO hat nıcht erst die LNEUEC Wirtschaftspolitik der „aufgeklärten Marktwirtschaft“
nNeUEC Daten ZESETZT, sondern umgekehrt die gewandelten, 1n dıe herrschende
Ideologie sıch nıcht einfügenden und darum, weıl „Nicht se1n kann, W as nıcht se1ın
darf“, iıne elıt lang nıcht 7YAHs Kenntnis SCHOMMENC Daten die den Wandel der
Politik rTrZWanNngCN. Nun aber nötıgt jeder Wandel der Wirtschaftspolitik, TYST recht
e1in solcher wIı1e der 1er vorliegende, die Gewerkschaften dazu, ıhre eigene Politik
entsprechend abzuwandeln. Damıt 1St das Problem gestellt, dem hier nachgegangen
werden oll W as bedeutet für die Gewerkschaften, da{fß WIr, nıcht NUr HSCEE

Wirtschaftspolitik, sondern Nsere Wirtschaft selbst, unwiderruftlich au der neolibe-
ralen Ideologie herausgewachsen un: über S1e hinausgewachsen sind?

Die Gewerkschaften 1n der angeblich machtftreien Wirtschaft

Grundsätzlich hat weder die paläoliberale noch die neoliberale Ideologie für die
Gewerkschaften Platz Wıe die paläoliberale 1St auch die neoliberale Wıiırtschaft
ıne machtfreie Wiırtschaft;: Macht 1St eınes NV-{C)  - den Dıngen, dıe 1n ıhr nıcht 1bt,
weil S1e nıcht geben darf Gewerkschaften sind sowohl ihrer Absicht nach als auch
1n Wirklichkeit Machtkörper und stellen daher 1n jeder liıberalen Wirtschaft einen nıcht
assımılıerbaren Fremdkörper dar uch nachdem der Neoliberalismus der Vorstellung
des vollständigen und vollkommenen atomistischen Wettbewerbs abgeschworen hat
und sıch mıt dem undefinierbaren „praktikablen Wettbewerb“ („workable COMPDEC-
tıt1on“) zutrieden 71bt, 1St und bleibt das bilaterale Monopol der organısıerten Ar-
beitsmarktparteien (Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände) unvereinbar MmMi1t der
Ideologie einer durch den Automatısmus der Preisbildung 1 machtfreien Markt
ZEC Wettbewerbswirtschaft. Da hılft auch die Ausrede nıcht, se1l doch
immer die Marktlage, die den Ausgang der Lohnverhandlungen un der Lohnkämpfe
bestimme. Solange die Löhne nıcht autoritatıv festgesetZt, sondern se1l 1m Wege
der Verhandlung, se1 auft dem mweg über den Arbeitskampf vereinbart werden,

Die sträfliche Vernachlässigung der mit marktwirtschaftlichen Mitteln ıcht schaftenden Infra-
struktur Bildungs-, Gesundheits-, Verkehrswesen un! die unls heute daraus erwachsende ungeheuere
Last Nachholbedarf 1St der unwiderlegliche Beweıis dafür, w1e lange 1119  e sıch geweigert hat, die der
herrschenden Ideologie sich ıcht {ügenden Daten /ALEG Kenntnis nehmen.
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1St die Lohnbildung (ex definitione!) 1n Marktvorgang und ergeben dıie Löhne sıch
Aaus der jeweiligen Marktlage. Diese Aussage ist tautologisch und darum nıchtssagend;
ZUT. Sache kommen WIr CISe WECN WITr iragen, WAaAS dıes für eın Markt 1ISt, wWwer die
Marktparteien und wwelches die Faktoren sınd, Aaus denen dıe Marktlage resultiert. FEın
Markt mit Gewerkschaften und Markt ohne Gewerkschaften sınd nıcht das Gleiche.
Die Behauptung, die Gewerkschaften könnten immer DNur dıie der Marktlage ENTISPCE-
chenden Löhne aushandeln oder erkämpfen, besagt daher nıchts anderes als dieses:
die Gewerkschaften haben nıcht alle Bestimmungsfaktoren der Marktlage in ihrer
Hand;: oibt auch andere, dıe sıch ihrem Eıinflufß entziehen. Dagegen ZESTALLEL die
ıberale Ideologie der macht/rezen Wıiıirtschaft keinem Marktteilnehmer Gewalt oder
acht auch L1LLUr über einen einzıgen Bestimmungsfaktor der Marktlage. Miıt anderen
Worten: 1ne Wıiırtschaft, 1ın der Gewerkschaften eftektiven Einfuß auf die Marktlage
des Arbeitsmarkts ausüben, tfunktioniert anders, als S1e nach der (neo-)liberalen Ideo-
logie funktionieren dart, und eın (neo-)liberaler Mınister, der den Gewerkschaften
zuredet, ihre Marktchancen nıcht bis Z etzten auszunutzen, wıderspricht sıch selbst.
Dıie VO  w} ıhm vertretene Ideologie VO  } allen Marktbeteiligten, daß S1e ihre
Marktchancen bestens nutzen, und verspricht sıch davon den optimalen wirtschaft-
lichen Erfolg; 1m Sınne dieser Ideologie ISt etztes Ausnützen der Marktchancen SYSTEM-
konform, S1e nıcht Aaus  en dagegen systemwidrıg. Auf einem ZSAanz anderen Blatt
steht CS, WEn Nsere deutschen Gewerkschaften 1n der eıit des Wiıederautfbaus unNnserer
Wırtschaft bewußt darauf verzichtet haben, dıe sich ihnen bietenden Marktchancen
auszuschöpfen; SIE haben cschr klug daran und dadurch entscheidend AL deut-
schen Wırtschaftswunder beigetragen; S1ie verwickelten sıch damıt auch in keinen
Wiıderspruch mi1t sıch selbst, da S1€e sich Ja der (neo-)liberalen Ideologie nıcht verschrie-
ben hatten: 1nsoweıit allerdings auch 1Ur insoweıt! betrieben S1Ee schon damals
„aufgeklärte Marktwirtschaft“.

Nichtsdestoweniger sınd 11SCTE Gewerkschaften VO  ] der neoliberalen Ideologie kei-
NCSW CS unberührt geblieben und tun siıch heute noch schwer, siıch Zanz VO  w} ıhr
lösen. Auch 1n den Köpfen gewerkschaftlicher Wırtschaftswissenschaftler und Wırt-
schaftspolitiker geistert die Vorstellung VO  e} der Wıirtschaft als eines ıdealtypisch macht-
freien Geschehens immer noch herum. Um der großen didaktischen Vorzüge willen,
die dieses Modell NUnNn einmal hat, bedienen WIr u1ls seıner immer noch Z Einführung
des Anfängers 1n das Verständnis wirtschaftlicher Zusammenhänge und werden uns

vermutlich auch künftig seiner dazu bedienen ungeachtet der Gefahr, dafß nıcht 11UT

der Schüler, sondern auch der Lehrer der Verführungskraft dieses Modells immer W1e-
der erliegt, Ja, dafß diese Modellvorstellung, ohne dafß WIr uUu11l$s dessen bewußt werden,

ihrer Wirklichkeitsfremdheit immer wieder in HSC wırtschaftlichen und WIrt-
schaftspolitischen Überlegungen einfließt. Um 1LUFr ein Beıispiel CC immer noch
versuchen WIr, durch e1ın verbessertes „Gesetz Wettbewerbsbeschränkungen“
unNnserer Wirtschaft die rechte Ordnung gyeben oder S1e 1n ıhr erhalten, ohne uns

iragen, ob dies angesichts der tatsächlichen Gegebenheiten wirklich Adie® natürliche
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oder sachgerechte Ordnung dieser uUuNnsecerer Wirtschaft se1n könne. uch die Gewerk-
schaften beteiligen sıch eifrig diesem Bemühen: yleich seiınen neoliberalen Urhebern
scheinen auch S1Ee dieses Gesetz als eine Art Grund- oder Verfassungsgesetz unNnseTer

Wirtschaft anzusehen: INa rauche LLUT seine Lücken schließen und STEramm

durchzuführen, sıchern, da{fß 1SETE Wirtschaft das se1 und das bleibe, W as Sie
ihren Sınn nach 15t und sein oll Nıchts die unbedingt gebotene Verbesserung
dieses Gesetzes; grundlegend ırrıg 1St NUur die Vorstellung oder Erwartung, mıt seiner
Hiltfe un: mi1t einigen anderen C(Gesetzen lasse sich die idealtypische Wıirtschaft macht-
freien Wettbewerbs oder überhaupt ine machtireie Wıirtschaft herstellen: dieser nal-
7A8 Vorstellung oder Erwartung mussen WITF, mussen „aufgeklärte Gewerkschaften“
eın für allemal.

Warum fällt dieses Entsagen den Gewerkschaften schwer? 1e] eher sollte 88308  w

doch das Gegenteıl erwarten! Wiıe 1sSt überhaupt verstehen, dafß S1e dieser Ideo-
logie, 1n der für s1e selbst kein Platz 1st und die S16e, W 1€e schon ZESABT, sıch auch nıemals

eigen gemacht haben, dennoch weitgehend erlegen sind? Die Erklärung 1St e1INn-
tach bildhafl ausgedrückt: weiıl S1e sıch als Hechte im Karpfenteich darın ohl
fühlten.

Den Unternehmern Sagt 8808  - nach, Sie seien alle sehr für Wettbewerb, meılinten
dabej allerdings den Wettbewerb für die anderen. Vielleicht LUr INa  ' den Gewerk-
schaften nıcht Sanz Unrecht, W CI 1112  - mMutet, auch S1e se1en schr für die acht-
freiheit der anderen und niähmen LLUL sıch selbst stillschweigend davon aus,. In der
'Tat lıeben S1e SgdI nicht, daran erinnert werden, verdrängen vielmehr AUS ihrem
Bewußtsein, daß S1e schlecht un: recht Kartelle sind. Wenn s1e sıch dagegen ZUr!r Wehr
SCUZEN,; da{fß INan 1n ihnen NT das Angebotskartell der Arbeitskraft un! nıchts weıter
sıeht, dann sind S1e voll und Zanz im Recht; gehen S1e aber weıt, ihren kartella-
rischen Charakter überhaupt 1n Abrede stellen, dann mufß INa  - ihnen ZUgZULE
halten, daß eben keine Frkenntnis schwerer 1St als die Selbsterkenntnis.

hne Bild lautet die Erklärung SO° ıne Wirtschaft, 1n deren Ideologie für S1e eın
Platz 1St; in der INa  ; S1€e aber gewähren läßt, Ja ga MI1t dieser Ideologie eklatant
widersprechenden Prärogatiıven W1e Tarıfautonomie, Arbeitskampfrecht ÜL A AUS-

STtAattet, 1St für die Gewerkschaften eın geradezu daradıiesischer Zustand. Als SYStEM-
wıdrıiger Fremdkörper 1n einer solchen Wıirtschaft volle, Ja privilegierte Aktionsftfrei-
heit haben, W as könnte 190018  = sıch Besseres wünschen?

Dıie tatsächlich vermachtete Wirtschaft

Solange die Ideologie effizient iSt, solange sowohl das Handeln der Wırt-
schaftssubjekte selbst als auch die Wirtschaftspolitik maßgeblich VO  w ıhr bestimmt
wırd, trıftt das Gesagte ohne Z weıtel ZU; W as aber, W E1 dıe Ideologie 1n solchem
rad wirklichkeitsfremd wiırd, WwW1e das heute der Fall 1st? der WELN Sar der
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Wandel der Dınge dıe bisherige Ideologie überhaupt Fall bringt un ıne NEUeE

Ideologie sıch etablieren beginnt? Ist dann nıcht höchste Zeıt, daß dıe Gewerk-
schaften den Stand der Dıinge un: ihre eigene Position gründlichst überdenken?

Es 1St Ja iıcht S! als ob die Vermachtung der Wirtschaft GESE allerjüngsten Datums
wäre. Die Wıirtschaft 1St auch nıcht GFST, seıtdem WI1Ir das bilaterale Monopol der Orga-
nısıerten Arbeitsmarktparteien haben, einem Machtgeschehen geworden. Seitdem
das Geldwesen eın fiduziarisch und damıt unbeschränkt elastısch un manıpulierbar
geworden ISt, esteht unvermei1dlich das unzlaterale Monopol der Geldschöpfung als
mındestens ebenso gewichtiger Machtfaktor 1n der Wırtschaft. Nur die reine Zentral-
verwaltungswirtschaft kommt Zur Not ohne Verrechnung und Zahlungen iın eld
AauS; jede Verkehrswirtschaft, W1e immer S1e 1m einzelnen organısıert und ausgestaltet
seıin Mag, 1St Geldwirtschaft, benötigt das eld nıcht LLUT als abstrakte Rechengröße,
sondern auch als konkretes Zahlungsmittel; dieser Umstand verleiht dem Währungs-
institut, das allein befugt 1St, „Geld machen“, ıne unerhört oyroße, obendrein AaUusS$s

leicht einzusehenden Gründen 1LLUr in sehr beschränktem Ma{ demokratischer Kon-
trolle unterliegende Macht über die Wıiırtschaft. Seine Machtstellung 1st 1ne doppelte:
einmal als unvergleichlich mächtigster Teilnehmer Geldmarkt, ZUuU andern durch
die Befugnis obrigkeitlichen oder jedenfalls obrigkeitsähnlichen geldpolitischen
Entscheidungen, die nıcht 1Ur die Marktlage des eld- und Kapitalmarkts, sondern
mıttelbar dıe konjunkturellen und strukturellen Entwicklungsbedingungen der Ge-
samtwirtschaft maßgeblich beeinflussen. Gewiß 1St auch die Macht der Notenbank
nıcht unbegrenzt. Be1 völlig freier Konvertibilität ann der Mangel außenwirtschaft-
liıchen Flankenschutzes ihre Möglichkeiten empfindlich beschränken: 1in jedem Fall
annn iıhre monetäre Politik durchkreuzt werden und wırd 1LLUTr allzu oft ihren
Erfolg gebracht durch ine ıhr zuwıiderlaufende Fınanz- oder Fiskalpolitik des Staates.
Was diese Konfliktssituation für die Verfassung und Steuerung unNnserer Wirtschaft
bedeutet, 1st hier nıcht vertiefen; hier interesslert vielmehr der mögliche Konflikt
7zwischen der üterın der Währung un der Tarıfautonomie der Gewerkschaften.
Ist die Bundesbank unvorsichtig, laut denken, un deutet sS1e a sS1e sehe sich,

ihrer Verantwortung für die Stabilität der Währung gerecht werden, genötigt,
durch restriktive Geldpolitik den Anstıeg der Löhne un: Preise selbst aut die Gefahr
eines gewissen Rückgangs der Beschäftigung dämpfen, werden dıe Gewerk-
schaften geneigt se1n, darın einen Eıngrift 1n ıhre Tarıtfautonomie erblicken und
Verwahrung dagegen einzulegen. Unverkennbar können währungspolitische Ma -
nahmen der Bundesbank un Tarifautonomie der Gewerkschaften sich art 1m Raume
stoßen. Nachdem ine in sich selbst ruhende, 1n sich selbst stehende Währung nıcht
mehr 21bt, 1St die Währung unvermeıdlich Gegenstand des Kampfes aller Machtträger
iın der Wirtschaft. Wıe 1St dieser Machtkampf auszutragen und welchen Platz haben
„aufgeklärte Gewerkschaften“ 1n ihm einzunehmen?

Vorstehendes sınd 1Ur einzelne Beispiele, darzutun, dafß gleichviel, W1e
früher einmal SCWESCH sein Nag das wirtschaftliche Geschehen VO  e} heute, die kon-
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junkturelle un: strukturelle Entwicklung bei uUu11ls und in anderen wirtschaftlich fort-
geschrittenen Ländern der freien Welt sıch weniıger nach den freien marktwirtschaft-
lichen Entschlüssen der einzelnen Wırtschaftssubjekte bestimmen, als S1e durch die
Lohnpolitik der organısierten Arbeitsmarktparteien (Gewerkschaften und Arbeit-
geberverbände) und durch die Geldpolitik, 1: dıe monetäre Politik der Notenbank
un die Fiskalpolitik des Staates, bestimmt zwerden. Und W as die Wirtschaftssubjekte
angeht, liegen die wiıirklıch gewichtigen Entschlüsse und Entscheidungen nıcht bei
der Vielzahl der kleinen und mittleren, sondern be1 einer kleinen Zahl VO  e großen
und größten Unternehmen SOWI1e bei den VO  a diesen weıitgehend beherrschten Ver-
bänden; obendrein wırd ine immer größere Zahl VO  > 1m Rechtssinn selbständig
Erwerbstätigen tatsächlich unselbständig, VO  } iıhren großen Auftraggebern abhängig.
Obwohl das alles jedermann ekannt iSt, sınd die daraus sıch ergebenden Konse-
qUuUeNzZCN sowohl für die staatliche Politik als auch für die Politik der Gewerkschaften
noch längst nıcht bis Ende durchdacht: da tut noch sehr 1e] „Aufklärung“ noO  —

Das (jesetz der „rückstrahlenden Wohlfahrt“

Was bıs 1er für den innerstaatlichen Beteick festgestellt wurde, oilt ebenso für
den 7zwischen- und überstaatlichen Bereich. Dıie Imperialismustheorie hat da schon
sehr früh Rıichtiges gesehen, allerdings unzutreftend gyedeutet. Der steigende
Wohlstand der tortgeschrittenen industrie-„kapıtalistischen“ Länder STtamMmmMT 1n der
Hauptsache nıcht AUS der Ausbeutung der wirtschaftlich rückständigen Länder, die

1e] al nıcht hergäbe, sondern aus der unvergleichlich höheren Produktivität
UNSCYEY Arbeit 1m Vergleich den noch nıcht industrialisierten und selbst agrarisch
noch völlig primıtıven Ländern; 1inNsSOoWwelt esteht der gemeinsame Gehalt al  er Arbeits-
wertlehren durchaus Recht und 1St unangreifbar. Nıchtsdestoweniger findet die
VO  w der Imperialismustheorie behauptete Ausbeutung der wiırtschaftlich schwachen
Länder durch die wirtschaftlich starken allerdings nıcht MIt der Folge,
dafß die Ausbeutenden aut längere Sıcht Vorteil davon hätten: vielmehr trıfit
das Gegenteıl auf die Dauer gesehen schaden die Ausbeutenden sıch da-
durch 1n hohem rad selbst. Je rascher die Entwicklungsländer aufsteigen,
Je näher s1e fortgeschrittenen Stand kommen und Je dichter s1e —

Fortschritt auf den Fersen folgen, schneller werden S1e wertvolle und
immer wertvollere Partner für uns; desgleichen umgekehrt: Je Jangsamer s1e autste1i-
SCNH, Je weıter S1e hinter uns zurückbleiben, sSo Jlänger leiben S1e hart
auszudrücken e1n Klotz unNnserTrem eın

Wıe wen1g diese Einsicht verbreitet 1st, zeıgt die rhetorische Frage e1INes Mannes, der CS besser
WwıI1ssen müdßßte, ob Batistas der Castros uba eın „Klotz Beıin der USA sel1. Gewiß haben einıge
Amerikaner vorübergehenden Vorteil VO  ; der Ausbeutung der lateinamerikanischen Länder, woftfür das
Batista-Regime 1n uba eın abschreckendes Beispiel 1St. Auf die Dauer aber schadet eın fortgeschrittenes
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Die Gewerkschaften in der vermachteten Wirtschaft

Worauf 1n diesem Zusammenhang ankommt, 1st wiederum N1NUur dieses: die Aus-
tauschverhältnisse 7zwischen den wiırtschaftlich fortgeschrittenen un den zurückge-
bliebenen Staaten bestimmen sich nıcht nach dem, W as 3900  z sıch gemeinhın
„Marktgesetzen“ vorstellt; die hier spielenden „Marktgesetze“ sind 1n Wıiırklichkeit
Ausdruck VO  ; Machtverhältnissen, 1n denen sowohl] ökonomische WIie zenuln politische
acht Z Ausdruck kommt. Im Großraum der Weltwirtschaf bestimmt eindeutig
die Macht, un War die Macht einer sehr kleinen Zahl von Sanz Großen, sowochl
politischer Gebilde (Staaten und Gruppen VO  a solchen) als auch „privater“ (multi-
natıonale Konzerne und Kartelle); ob die Entscheidungen ormell VO  3 politischen
Instanzen getroffen werden oder „privater“ Inıtiatıve entspringen, macht keinen W 6-
sentlichen Unterschied.

ber dıe Stellung der multinationalen Konzerne und die Notwendigkeit, sıch mMIiIt
ihnen befassen, sınd die Gewerkschaften sich bereits klar geworden und haben be-
ONNCNH, gee1gnete Maßnahmen treffen: Instiıtutionen W1e GAÄALT, UNGFADB
UuSW., insbesondere aber die das Währungswesen manıpulierenden Institutionen
wı1ssen S1e oftenbar noch nıcht recht heranzukommen.

Alles ben bezüglich der Währungspolitik und des Währungsinstituts des eigenen Landes
Ausgeführte gilt entsprechend und, W as den Mangel demokratischer Kontrolle angeht, in
noch viel Sherem Grad VO: der Vielzahl der Institutionen nationalen, internationalen und
supranationalen Charakters 1mM weltweiten Raum In W1e begrenztem Ma{iß re Politik, ihr
Antagon1ısmus der ıhre Kooperatıon VO  S ökonomischer Ratıionalität und W1e entscheiden
sS1ie VO  - politischen Pressionen und Negotiationen bestimmt wiırd, 1n die neben höchst massıven
materiellen Interessen auch noch ideologische Momente einfließen (man denke 1LULr den
Gold-Mythos und das damıit sich verkoppelnde Gloire-Bedürfnis der Franzosen!), 1St. jedemZeitungsleser ekannt. Schon VOT mehr als Jahren konnte Papst Pıius ©] schreiben: Ü hlbeUngeheuerlichkeit wächst die Vermachtung der Wiırtschaft sıch Aaus be1 denjenigen, die als
Beherrscher und Lenker des Fiınanzkapitals unbeschränkte Verfügung haben über den Kredit
un: seine Verteilung nach ihrem Willen bestimmen. Miıt dem Kredit beherrschen S1ie den
Blutkreislauf des SdNZCH Wırtschaftskörpers; das Lebenselement der Wırtschaft 1St derart
ihrer Faust, da{fß nıemand iıhren Willen auch 1Ur n kann  CC (Quadragesimo
ANNO, 106) Und heute?

Dıie Zahl der Von der vermachteten Wırtschaft auf die Gewerkschaften eindrin-
genden Fragen äßt siıch beliebig vermehren. Stattdessen se1l hier der Versuch Nier-

Land durch Ausbeutung zurückgebliebener Länder eısten sıch selbst. Vor dem Weltkrieg, als
Deutschland ım Vergleich England ein „unterentwickeltes“, ber rasch aufstrebendes Land War, schrieb
einNe englische Zeitung den unvorstellbar richten Satz, der während des Krieges immer wieder aufgetischtwurde, Stimmung England machen: dem ag, dem Deutschland cht mehr eX1-
stierte, waäre jeder Engländer doppelt rel! Heute weıiß jeder Engländer, daß wirtschaftliche Stagna-tıon eines anderen Landes, MmMi1t dem England 1n wırtschaftlichem Austausch steht, auf die englische Wırt-
schaft zurückschlägt un:! jeder wıirtschaftliche Aufschwung 1n einem dieser Länder auch der englischenWirtschaf* Auftriehb z1bt. Länder, deren wirtschaftlichen Auftrieb WIr nıederhalten, werden nıemals
wertvolle Partner für unlls werden.
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OIMMECN, Sanz allgemein fragen, ob nıcht schon längst ein keiner öftentlichen
Kontrolle oder Verantwortung unterstehender privater Dırıgismus großer Eiınzelunter-
nehmen, Konzerne un: Verbände das Marktgeschehen 1n solchem rad überlagert,
daß ordnungspolitisch Sar nıcht mehr zwıschen privater Marktwirtschaft und öftent-
liıcher (staatlıcher) Zentralverwaltungswirtschaft wählen 1St, sondern LUr noch
darum geht, den tatsächlich bestehenden privaten Dirigismus durch öfftentliche (öffent-
lıch-rechtliche) Wırtschaftslenkung auszubalancieren, da{fß gelingt, die Selbst-
nützigkeit der privaten Mächte, die der klassıschen Theorie nıcht VO  -
selbst den höchsten gemeinen Nutzen hervorbringt, wenı1gstens weIılt bändigen,
daß s1e sıch dem, W 4s un des Wohles des Ganzen willen unbedingt ertorderlich 1St;
beugt oder doch ZU mıindesten nıcht vereıitelt. Was anderes kann die Wırtschafts-
polıitik der „aufgeklärten Marktwirtschaft“ sein als ein solcher Balance-Akt?

Vielleicht annn INa  z} sıch zurechtlegen: die Wiırtschaftspolitik der naıven Markt-
wirtschaft wollte den 1n der paläoliberalen Ideologie sOouveranen Wettbewerb
einem bloßen Instrument degradieren, mıiıttels dessen der Markt, verstanden als das
tägliche, angeblich demokratische, tatsächlich plutokratische Plebiszit der Anbieter und
Nachfrager als SOUVeErane Instanz die Wıirtschaft optimal steuern sollte. Die Wırt-
schaftspolitik der aufgeklärten Marktwirtschaft geht eınen Schritt weıter; S1e Nier-
nımmt CS, auch den Markt der ıhm tälschlich zugeschriebenen Souveränıiıtät ent-
kleiden: auch soll ıne bloße „ Veranstaltung“, eın bloßes Tasteument se1in, auf dem
eın anderer als legitimer Träger der Souveränıtät spielt und sıch seiner ZuUur konjunktu-
rellen und strukturellen Steuerung der Wıirtschaft edient. Damiıt 1St die rage nach
diesem lezitimen I’räger der Souveränıtät gestellt und zugleich die rage ach dem
rgan, das mıi1ıt der Ausübung dieser seiner Souveräniıtät betraut.

Als die neoliberale Wırtschaftspolitik daran INg, den Wettbewerb der ıhm Aälsch-
lich zugeschriebenen Souveränıiıtät entkleiden, Wr ıhr Ziel keineswegs, iıh in den
Ruhestand versetzen, sondern ıhn VOr seiner Selbstzerstörung bewahren und
seine außerordentliche Leistungsfähigkeit in iıhren Dienst nehmen. Wenn die Wırt-
schaftspolitik der aufgeklärten Marktwirtschaft ebendasselbe 1n bezug auf den Markt
unternımmt, dann xleichfalls nıcht 1n der Absıcht, ih außer Funktion SETZEH,;
sondern 1m Gegenteıl selne schwer angeschlagene Funktionsfähigkeit wiederherzu-
stellen, un durch das 1n ihren Dienst SCHOMMEN Spiel der Marktkräfte ohne dirigi-
stische Eingrifte 1in den Markt (prozeßpolitische Mizkrointerventionen) iıhre 7Ziele
erreichen. Demnach kommt alles darauft A Wer die für das ZESAMTE Marktgeschehen
entscheidenden Daten (irüher anntfe INa Sie „Randbedingungen“) sSsEetrzen hat:
tür die Gewerkschaften lautet die rage, ob dies ohne S1e oder A, S1e geschieht
oder ob und zutreftendenfalls WLLE S1e dabe; mıtzuwirken haben

Am eintachsten waäare CS, einer einz1gen allwissenden, allweisen und allmächtigen
Stelle diese Aufgabe übertragen. ach aller Erfahrung siınd aber die einfachsten
Lösungen durchaus nıcht immer die besten. Weder 1m menschlichen Hırn noch 1m
Computer findet sıch die ıdeale Synthese VO  w Allwissenheit, Allweisheit und Allmacht
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Aus schr Gründen vermeiden WITr CcS, allzu große Machtfülle in 2Nne and
legen, selbst WEeNnNn möglıch ware, den Gebrauch, den Ss1e davon macht, eiıner eftek-
tiven demokratischen Kontrolle unterstellen. Demnach muß ıne pluralistische
Lösung gesucht werden;: gefunden 1St S1e bis heute iıcht.

„Konzertierte Aktion“ ein Lernprozeß
Unsere Wırtschaftspolitik hat sıch die Behelfslösung der „konzertierten Aktion“

eintallen lassen, dıe gew1ß besser 1St als nıchts, aber keineswegs imstande 1St, das
leisten, W 45 WIr rauchen. Von Souveränıität, Ja auch 1Ur VO  e} iırgendwelcher Ent-
scheidungsbefugnis kann bei ıhr schon deswegen keine ede se1n, weıl S1e überhaupt
kein Gebilde, kein Urgan, keine Nstanz oder Institution, sondern 1ın der Sprache
des (GGesetzes ein „aufeinander abgestimmtes Verhalten“ 1ST ($ 3 Abs StabGes);
nıemand hat die Befugnis, dieses „aufeinander abgestimmte Verhalten“ vorzuschreiben
oder dessen Inhalt bestimmen: ob diesem „aufeinander abgestimmten Verhal-
ten kommt oder nicht, hängt VO  w} der freien Entscheidung jedes einzelnen Beteiligten
ab Daran; da sowohl verfassungsrechtlich als auch tatsächlich die Entscheidungsmacht
1n wiırtschaftlichen Angelegenheiten be]1 einer Mehrzahl VO  w verschiedenen Ebenen aNnsc-
hörenden Machtträgern lıegt, hat die „konzertierte Aktion“ nıichts geändert, kann und
311 S1e nıchts andern.

„Konzertiert“ agıeren können diese Machtträger jedoch NUur, WEeNn S1e, ungeachtet
der verschiedenen Ebenen, VO  - denen S1e herkommen, sıch auf gleicher Ebene treften.
Den verschiedenen Ebenen, denen S1e angehören, entsprechen ebenso verschiedene
Aufgaben oder, W as sachlich dasselbe ISt;, VO  e} ihnen wahrende Interessen,. Kann
derjenige Machtträger, der die Interessen aller wahren hat, sıch überhaupt autf iıne
Ebene MmMIit den Vertretern partıkulärer oder spezifischer Interessen begeben? Steigt

damit nıcht 1n unzulässiger, Ja unverantwortlicher Weise hinab, oder werden
gekehrt letztere dadurch nıcht auf 1ne Stufe hinaufgehoben, aut die S1e nıcht SC-
hören? Diese rage Wware verhältnismäßig harmlos, WEn alle Interessen konform
gingen oder doch ıne für alle Beteiligten erkennbar un: anerkannt optimale
Synthese gyäbe, auch WEeNnNn diese NUur ıne annehmbare Kompromißlösung ware. Dem
1st aber oftenbar nıcht SO , 1n Wirklichkeit bestehen überaus schwerwiegende, nıcht 1Ur
vermeıntliche oder vorübergehende, sondern auch echte und dauernde Interessenkon-
flikte Und dabe;j sınd die konfligierenden Interessen keineswegs, W1e be]1 oberfläch-
lichem Anblick scheinen könnte, 1Ur materieller ATt: die materiellen Interessen sind
weitgehend DUr der Anknüpfungspunkt für Interessen, die höheren Wertbereichen
angehören. Namentlich die Gewerkschaften erscheinen be1i den im Bundesministerium
tür Wirtschaft statthndenden Zusammenkünften keineswegs als bloße „Lohnmaschi-
nen Vordergründig geht HEn Lohnleitlinien, aber selbst da geht der Streit nıcht
sosehr das Materielle als die gesellschaftspolitische Grundsatzfrage nach dem
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Verhältnis VO  \ Taritautonomie und gesamtwirtschaftlicher Mıiıtverantwortung der
Gewerkschaften; etzten Endes geht das Selbstverständnıs der Gewerkschaften
1n einer Wıirtschaft und Gesellschait, die nıcht mehr diejenige 1St, deren (jeset7z
s1ie angetreten sind. ber auch der Mınıster trıitt nıcht LLUTL als Vertreter se1nes Kessorts
auf, sondern als Mitglied der Bundesregierung und in dieser Eigenschaft mıtverant-
wortlich für das Gesamtwohl VO  - Staat und olk SO mu{fß sıch selbst, auch WEn

sıch sowen1g Ww1e möglich anmerken läßt, als Dırıgent des Konzerts verstehen;
die anderen Konzertanten aber bringen alles andere als Geneigtheit mıit, sıch seinem
Dirigentenstab unterstellen: S1e wollen dıe Melodie mıtbestimmen und jeder
wünscht siıch die Melodie anders. In glückhaften Einzeltällen können der „kon-
zertlerten Aktion“ Lösungen gelingen; aufs (Janze gesehen 1St S1€e übertfordert. Das
hat schon die verfassungsmäfßige Argumentatıon erwiesen: noch schlagender bestätigt

die Erfahrung. ber die gleiche Erfahrung erweılst S1e als eınen Lernprozeß 7OKO}  s

allerhöchstem Wert Gelänge der Wirtschaftspolitik der ‚aufgeklärten Marktwirt-H n A E z chaft“, diesen Lernprozeßß nıcht 1900858 1n Gang SCUZCH: sondern in fortschreitendem
Gang erhalten, dann dürfte INa  - sıch aufgeklärte Gewerkschaften als dessen beson-
ders erfreuliches Ergebnis versprechen.

Vorerst sınd alle Beteiligten noch tief 1m Wunschdenken verstrickt. ine besonders
häufige orm dieses Wunschdenkens iSt;, dafß in  3 NUr die erstrebten Auswirkungen
dessen, W as INa  —$ unternımmt oder fordert, 1n leuchtenden Farben sieht, die NVOCI-

meıidlichen unerwünschten Nebentolgen und weıteren Folgewirkungen dagegen nıcht
sieht oder nıcht sehen will: lassen S1€e siıch beim besten Wıllen nıcht mehr übersehen,
dann spricht INa  w sich VO  . aller Mıtverantwortung datür trei und schreibt S1e anderen
Ursachen, lıebsten dem bösen Wıillen anderer Das klassısche Beispiel 1St ohlP O AA T dieses: nach dem Wunschdenken der Gewerkschaften sınd Preissteigerungen nıemals
die Folge VO  o Lohnerhöhungen; S1bt Wr iıne Preis-Lohn-Spirale, aber eijleibe
keine Lohn-Preis-Spirale; WeLn nach einer Lohnerhöhung die Preise ste1gen, annn NUur

die unersättliche Profitgier der Unternehmer dıe Ursache se1in. Hıier, scheint CS,
hat der Lernprozeß der „konzertierten Aktion“ in einıgen Köpfen schon Früchte

tragen begonnen. Der harte Zusammenstoß 7zwischen Lohnleitlinien und Tarıt-
autonomıe aßt sich 1U  — einmal nıcht eintfach damıt abtun, da{ß INan dıe Lohnleit-
linıen als verfassungswıdrıgen Eingrift in die Tarıtautonomie zurückweıst: s1e 7Z7W1N-n N E L SCHh ZU Nachdenken. Die Erkenntnis geht auf, daß doch eın Zusammenhang Z W1-
schen Lohnerhöhung und Preissteigerung besteht, indem die Lohnverwendung arüber
entscheidet, ob oder in welchem Maß die Lohnerhöhung sıch in Preissteigerungen Uu11ll-

9 annn oder Sal muß

Löhne SIN Kauftkraft. Ist die Lohnsumme stärker gestiegen als die enge der ErZEUZLIECN Ver-

brauchsgüter, un! S1N! die Arbeiterfrauen entschlossen, den höheren Lohn voll 1n Verbrauchsgüter
umzZzusetzen, ann ann ıhnen das Schlangestehen NUur dadurch erspart werden, daß die Unternehmer
die Preise SOWeIlt hinaufsetzen, dafß die verfügbare Warenmenge ausreicht, die andrängende aut-
kraft voll absorbieren.
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Damıt 1St eine Perspektive eröffnet tür iıne NECUC, „aufgeklärte“ Lohnpolitik. Man
gibt sıch Rechenschaft: dıe traditionelle Politik der Erhöhung der Nominallöhne WAar

wenıger ein Instrument der Einkommenspolıitik als ein Störfaktor der Geldpolitik;
INa  - sollte ihr nıchts abfordern, W as S1e ihrer Natur nach ıcht eisten kann, und S1e
darum Sanz in den Dienst der Sıcherung der Vollbeschäftigung ohne Schädigung des
Geldwerts stellen: der Allgemeinheit, erstier Stelle den Gewerkschaftsmitgliedern
selbst, ware damıt besten gedient. urch Sıcherung der Vollbeschäftigung ann
die Nominallohn-Politik einen unersetzlichen Beitrag ZUuUum Wachstum des Soz1alpro-
dukts un ZUrr: Erhöhung des Realeinkommens eisten. An diesem gewichtigen Einflufß
der Nominallöhne auf die Größe des ZUu verteilenden Kuchens sind alle 1mM gleichen
Sınn interessiert: der Interessengegensatz beginnt erst beim Verteilen; verteilungs-
politisch aber sınd dıie Nominallöhne unwirksam.

Hat sıch diese Erkenntnis erst einmal durchgesetzt, dann äßt sich in der „konzer-
Jjerten Aktion“ über Lohnleitlinien für Nominallöhne rein sachlich (ökonometrisch!)
diskutieren. Dem verteilungspolitischen Interessenstreıit sind S1e entrückt un damit
auch für die Gewerkschaften als die Interessenvertreter der Arbeitnehmerschaft
einem interessenneutralen Stabilisierungsinstrument geworden; VO den Lohnleitlinien
droh  + der Tarifautonomie als Instrument der Verteilungspolitik keine Gefahr mehr.
Schwierig wird sıch allerdings erweısen, den Mitgliedern einsichtig machen, daß
der Verzicht auf dıe verteilungspolitisch unwirksame Nominallohn-Politik keine
Preisgabe ihrer Interessen, keinen „Verrtrtat“* bedeutet: etzten Endes werden icht die
kreislauftheoretischen Argumente überzeugen, sondern 1Ur der bessere Erfolg der
„aufgeklärten Lohnpolitik“.

Zur eıit sind WIr „konzertierter Aktion“ VO  e einem Konzert der Machtträger
1 Raum der Wirtschaft noch weıt entternt. Die konzertierte Aktıion hat Rückschläge
erlitten un vieltach enttäuscht. Diese Enttäuschung und zunehmende Verdrossenheit
sollte inNnanl nıcht allzu nehmen: die in die konzertierte Aktion ZSESETIZICN Erwar-
tungen hoch NT, um 1mM Handumdrehen erfüllt werden können.
1e] bedrückender iSt CS sich mı1ıt der Erkenntnis abfinden müussen, daß iıne
yatıonal aufgehende Lösung des Problems der machtpluralistischen Wirtschaft nıcht
x1bt Im einzeinen wiıird dıe Wirtschaftspolitik der aufgeklärten Marktwirtschaft u1l$s5

un: den Gewerkschaften noch viele Probleme stellen; jedes VO  e iıhnen wird NnNeuUue ern-
in Gang bringen. Zu diesen Lernprozessen mussen WIr alle, mussen iınsbe-

sondere 1NSsSeIe Gewerkschaften die nötige Ausdauer un: innere Aufgeschlossenheit
mitbringen, VOT allem die Bereitschaft, vorgefaßte Meınungen abzulegen, das Wounsch-
denken überwinden und uns allen Erkenntnissen ohne Unterschied, gleichviel ob
sS1e uns in den Kram asSch oder nıcht, vorbehaltlos erschließen. Aufgeklärte
Marktwirtschaft erfordert nıcht 1Ur aufgeklärte Politiker, sondern ebensosehr aufge-
klärte Unternehmer, iıne aufgeklärte Verbraucherschaft, allererster Stelle aber

aufgeklärte Gewerkschaften,.
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